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Mehr Rabatt bei Lohnsteuer-Vorauszahlungen für Arbeitnehmer 
Vor der Landtagssitzung am kommenden Mittwoch und Donnerstag 2. Teil: Die neuen Gesetzesvorlagen, die erstmals zur Behandlung anstehen 

(G.M.) - An der reichbefirachteten 
Landtagssitzung, die am Mittwoch und 
Donnerstag stattfindet, hat sich der 
Landtag mit vier Gesetzesvorlagen zu be­
schäftigen, die erstmals im Plenum zur 
Debatte stehen. Einerseits handelt es sich 
um den Gesetzesyorschlag der drei FBP-
Abgeordneten Dr. Emst Walch, Emma 
Eigenmann und Martin Jehle zur Anhe-
bung des Rabattes bei Lohnsteuer-Vor­
auszahlungen für Arbeitnehmer, zum an­
deren um die Regierungsvorlagen zur 
Schaffimg eines neuen Salzgesetzes, eines 
Besoldungsgesetzes sowie zur Herausga­
be einer Gold- und Silbermünze zur Erb-
huldigang für Fürst Hans-Adam 11. am 
15. Augast. 

In der Regel werden bei uns die Geset­
zesvorlagen durch die Regierung erarbei­
tet und an den Landtag als Vorschlag 
weitergeleitet. Selten liegt dem Landtag 
ein eigener Vorstoss in Form einer for­
mulierten Gesetzesvorlage vor, wie das 
mit der Erhöhung des Lohnsteueirabatts 
bei vorausbezahlter Lohnsteuer durch 
Arbeitnehmer der Fall ist. 

Mehr Lohnsteuer-Rabatt 
Der Landtag in seiner parteipolitischen 
Zusammensetzung tat sich anlässlich der 
letzten Sitzung schwer, mit dem Vorstoss 
der FBP-Abgeordneten umzugehen. Ob­
wohl die sachliche Begründung des Vor-
stosses hieb- und stichfest war, konnte 

sich die VU-Mehrheitspartei nicht mit 
dem Vorschlag anfreunden, zumal sie es 
in den letzten Jahren gewöhnt war, mit 
dem Schöpflöffel auszuteilen. Der sachli­
che Hintergrund des Vorstosses trat des­
halb zugunsten einer parteipolitischen 
und wahltaktischen Überlegung zurück, 
wie verschiedene Äusserungen von VU-
Abgeordneten vermuten lassen. Mit eher 
fadenscheinigen Erklärungen wurde ver­
hindert, dass dieser Vorstoss sogleich in 
Behandlung gezogen wurde. Vielmehr 
wurde die Regierung ersucht, ihre Stel­
lungnahme zu diesem Vorstoss zugunsten 
der Arbeitnehmer, die Zinsverluste erlei-
den, während der Staat profitiert, abzu­
geben. Dieser Bericht der Regierung ist 
inzwischen eingetroffen und enthält die 
Bestätigung, dass mit dem geltenden 2-
Prozent-Abzug der Zinsentgang nicht 
mehr vollständig ausgeglichen werden 
kann. Damit dürfte dieser Vorstoss zu­
gunsten der Arbeitnehmer, denen die 
Lohnsteuer direkt abgezogen wird, wohl 
diesmal im. Landtag positiver aufgenom­
men werden. 
Neues Besoldungsgesetz 

Die Regierung legte dem Landtag ein 
neues Besoldungsgesetz vor, das die gel­
tenden Bestimmungen aus dem Jahre 

'1938 ablösen soll. Die zahlreichen Revi­
sionen am bestehenden Besoldüngsgesetz 
stören nach Auffassung der Regierung 
die Übersichtlichkeit und sprachliche 

Einheitlichkeit. Ein., besonderes Problem' 
ergibt sich für die Besoldung der Beam-. 
ten und Angestellten, erklärt die Regie­
rung, mit der Notwendigkeit, die Verwal­
tung immer gqzieltft&zu einem Dienstlei­
stungsbetrieb ausgigbauen. Um die Ab­
wanderung von Beamten und Angestell­
ten in die Privatwirtschaft im Rahmen zu 
halten, müsse bei der Besoldung der Ent­
wicklung der Löhne im Dienstleistungs­
sektor Rechnung^ getragen werden. 

Schwerpunkte der Vorlage sind eine neue 
Besoldungsskala und ein neu formulierter 
Einreihungsplan. Jede ständige Stelle der 
Landesverwaltung muss nach dieser Dar­
stellung zuerst umschrieben werden nach 
Anforderungen an fachliche Kompetenz, 
Arbeitskraft, Vielfältigkeit, Selbständig­
keit, Kreativität und Entscheidungskraft. 

Gesetz über Salzmouopol 
Mit dem Gesetzesvorschlag über das 

Salzmonopol soll künftig eine Liberalisie­
rung des Salzhandels erfolgen. Bisher 
konnte das Salz mir über die zentrale 
Salzlagerstelle in Vaduz bezogen werden, 
nun soll das Salz auch auf dem freien 
Markt erworben werden können. Diese 
Änderung ist verbunden mit der Aufhe­
bung der staatlichen Salzabgabestelle, 
womit für das Land die Aufwendungen 
für die Lagerhaltung und die mit dem 
Salzhandel verbunden Kosten entfallen. 

Das Salzmonopol des Staates wird jedoch 
beibehalten, ansonsten der freie Salzhan­
del zwischen der Schweiz und Liechten­
stein nicht gewährleistet wäre. Mit dem 
Gesetz verbunden ist auch ein Antrag der 
Regierung, 48 Aktien zum Gesamtpreis 
von 96 000 Franken der Vereinigten 
Schweizerischen Rheinsaline AG zu er­
werben. 

Ausgabe einer Gold- und Silbermünze 
Erstmals im Landtag wird auch der 

Vorschlag der Regierung behandelt, aus 
Anlass der Erbhuldigung von Fürst Hans-
Adam II. eine Gold- und eine Silbermün­
ze herauszugeben. Die Herausgabe er­
folgt mit einem Gesetz, das die genaue 
Beschreibung der Goldmünzen enthält. 

Diese sollen vom 16. August 1990 an von 
der Liechtensteinischen Landesbank zu 
dem von der Regierung bestimmten 
Kaufpreis abgegeben werden. Mit der 
Münzenausgabe möchte die Regierung in 
erster Linie eine bleibende Erinnerung an 
die Erhuldigung 1990 schaffen. Die Aus­
gabe soll aber auch dazu benützt werden, 
Mittel für einen gemeinnützigen Zweck 
anzulegen. Bei der letzten Münzenausga­
be zu Ehren von Fürst Franz Josef II. 
verblieb ein Reinertrag von 1,6 Millionen 
Franken, der der Fürst Franz-Josef von 
Liechtenstein-Stiftung übergeben worden 
ist. 

Salzmonopol 
Der Staat will zwar das Salzmo­

nopol, das ihm schon seit urdenk-
lichen Zeiten zusteht, beibehalten. 
Doch soll Salz künftig auf dem 
freien Markt erworben werden kön­
nen. Liechtenstein soll nach dem 
Willen der Regierung als Aktionär 
der Rheinsalinen AG beitreten. 
Vorgeschlagen ist der Kauf von 48 
Aktien zum Preis von 96 000 Fr. 
Bisher musste das Salz vom zentra­
len Salzlager in Vaduz bezogen wer­
den. Künftig wird es direkt vom 
Hersteller gekauft. Diese Änderung 
bedarf eines neuen Gesetzes. 

Lohnsteuer-Abzug 
Die Erhöhung des Abzugs bei 

Vorauszahlung der Steuern, wie das 
bei den Arbeitnehmern der Fall ist, 
ist von drei FBP-Abgeordneten vor­
geschlagen worden. Angesichts der 
heutigen Zinssituation schlugen 
Dr. Ernst Walch, Emma Eigen­
mann und Martin Jehle eine Anhe-
bung des Rabatts von derzeit zwei 
Prozent auf vier Prozent vor. Inzwi­
schen hat die Regierung in einer 
Stellungnahme das Anliegen der 
drei FBP-Abgeordneten als richtig 
beurteilt und spricht sich ebenfalls 
für eine Erhöhung aus. 

Neue Goldmünzen 
Aus Anlass der  Erbhuldigung von 

Fürst Hans-Adam II. am Staatsfei­
ertag hat die Regierung beschlos­
sen, eine Gold- und eine Silbermün­
ze herauszugeben. Die Herausgabe 
erfolgt mit einem Gesetz. Damit 
möchte die Regierung die staatspo­
litische Bedeutung der Erbhuldi­
gung wie auch den historischen 
Rang des Anlasses in würdiger Wei­
se unterstreichen. Es sollen 25 000 
Goldmünzen zu 50 Franken und 
35 000 Silbermünzen zu 10 Franken 
herausgegeben werden. Die Mün­
zen tragen das Bildnis des Fürsten. 

Besoldungsgesetz 
Das geltende Dienst- und Besol­

dungsgesetz stammt aus dem Jahre 
1938. Die Regierung ist der Auffas­
sung, dass dieses Gesetz einer Revi­
sion bedarf, um eine Einheitlichkeit 
wieder herzustellen. Sie schlägt des­
halb die Schaffung eines neuen Be­
soldungsgesetzes vor. Künftig soll 
nach Ansicht der Regierung dem 
Leistungsprinzip bei der Besoldung 
der Staatsbeamten vermehrt Rech­
nung getragen werden. Ausserdem 
werden Löhne angestrebt, die eine 
Abwanderung in die Privatwirt­
schaft verhindern. 

Theologe fordert zu 
Solidarität auf 

(AP) In die Kontroverse um den Chu-
rer Bischof Wolfang Haas hat sich jetzt 
auch ein österreichischer Theologe einge­
mischt. Der  Salzburger Theologieprofes­
sor Wolfgang Waldstein, der bei den 
jüngsten österreichischen Bischofsbestel­
lungen eine Schlüsselrolle gespielt haben 
soll, forderte am Montag die Schweizer 
Bischöfe zur vorbehaltlosen Solidarität 
mit Wolfgang Haas auf. 

«Die einzige wirkliche Lösung der ent­
standenen Probleme» könne nur darin 
bestehen, «dass die katholischen Bischöfe 
der Schweiz sich . . . vorbehaltlos mit 
Bischof Haas und dem Papst solidarisie­
ren», schreibt Waldstein in einem offenen 
Brief an den Präsidenten der Schweizer 
Bischofskonferenz, Weihbischof Joseph 
Candolfi. Und weiter: «Dies wäre zwei­
fellos auch für die verunsicherten und 
irregeführten Gläubigen ein entscheiden­
der Dienst an der Einheit des Glaubens». 

Wie die österreichische Nachrichten­
agentur APA weiter berichtete, widmet 
auch die Wiener Kirchenzeitung der Kon­
troverse im Bistum Chur breiten Raum. 
Unter dem Titel «Wolfgang Haas zwi­
schen Gegnern und Anhängern» unter­
streicht ChefTedaktor Josef Bauer die 
Meinung des Theologen Christoph 
Schönborn, Wolfgang Haas habe «in der 
heutigen kirchlichen Situation der 
Schweiz die wichtige Funktion, wesent­
liche Grundzüge des katholischen Glau­
b e n s ^  Erinnerung zu rufen». Bischof 
Haas sei in der Lage, die Substanz des 
Katholizismus, die in der Schweiz «in 
eine schwere Krise geraten» sei, stärker 
zu vermitteln. 

Verbesserung der Vorlage über die Ergänzungsleistungen 
Stellungnahme der Regierung - Weitgehende Übereinstimmung mit den FBP-Vorschlägen der ersten Lesung 

(G.M.) - Die Ergänzungsleistungen, 
die zusatzlich zu den AHV-Renten ausge­
richtet werden, reichen in der Praxis oft 
nicht aus, um den Existenzbedarf der Be­
zügerinnen und Bezüger angemessen zu 
decken. Ans diesem Grunde hat die Re­
gierung dem Landtag eine Gesetzesvorla­
ge unterbreitet, die eine Anhebilng der 
Ergänzungsleistungen vorsieht. Der 
Landtag war im Verlaufe der letzten Sit­
zung, als die er$te Lesung durchgeführt 
wurde, mit der grundsätzlichen Absicht 
der Vorlage einverstanden, doch ergaben 
sich verschiedene Änderungs- und Ver-
besserungsvorschläge von FBP-Seite. Die 
Regierung hat sich in einer Stellungnah­
me zu diesen Antragen weitgehend mit 
den FBP-Forderangen einverstanden er­
klärt. 

Finanzielle Probleme für die Bezüge­
rinnen und Bezüger von Ergänzungslei­
stungen ergeben sich hauptsächlich bei 
hohen Mietzinsen, bei hohen Taxen für 
den Aufenthalt in einem Pflege- oder Al­
tersheim sowie bei bedeutenden Krank-
heits- und Pflegekosten. Der  Landtag be­
fürwortete aufgrund dieser Ausgangslage 
die Absicht der Regierung, die Abdek-
kung der Kosten für Aufei\thalte in Al­
ters- und Pflegeheimen künftig vermehrt 
durch Ergänzungsleistungen zu errei­
chen. Damit soll den Alters- und Pflege­
heimen ermöglicht werden, einheitliche 
Taxen anzuwenden, den Bezügern von 
Ergänzungsleistungen bliebe erspart, 
Fürsorgeleistungen in Anspruch zu 
nehmen. 

Während der Behandlung der Geset­
zesvorlage in erster Lesung brachten die 

FBP-Abgeordneten Heinz Ritter und Ot­
mar Hasler eine Reihe von Änderungs­
vorschlägen vor. Insbesondere legten sie 
Wert auf die Feststellung, dass nicht alle 
in der Vorlage vorgeschlagenen Ände­
rungen mit dem Grundsatz der vermehr­
ten Hilfe für Ergänzungsleistungsbezüger 
übereinstimmten. Otmar Hasler (FBP) 
zeigte sich auch verwundert, dass die 
AHV-Anstalt nicht mehr mit der Ausar­
beitung der Gesetzesvorlage betraut wor­
den war, sondern nun;noch in das Ver-
nehmlassungsverfahren miteinbezogen 
wurde. Konkret wurde auch die Frage 
gestellt, ob der Einbezug des Vermögens 
in der Höhe von einem Zehntel als Ein­
kommen (bisher ein Fünfzehntel) richtig 
sei. Die Regierung bemerkt dazu in einer 
Stellungnahme, dass sie sich mit dem Än­
derungsantrag des FBP-Abgeordneten 
Heinz Ritter einverstanden erklären 
könne. 

Als wenig bürgernahe und bürger­
freundliche Politik hatte der FBP-Abge-
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ordnete Heinz Ritter die Verweigerung 
der Regierung bezeichnet, keine Pau­
schalabzüge für Versicherungsbeiträge in 
den Gesetzesvorschlag aufzunehmen. In 
ihrer Stellungnahme schliesst sich die Re­
gierung nun dieser Forderung an. Ebenso 
erklärt sie sich einverstanden, dass künf­
tig die Gebäudeunterhaltskosten bei der 
Berechnung der Ergänzungsleistungen 
abgezogen werden können, während sie 
vorher diese schon geltende Bestimmung 
«im Sinne einer Leistun^sverbesserung» 
eleminieren wollte. 

Keine Änderung soll es nach dem Wil­
len der Regierung, wie sie in ihrer Stel­
lungnahme aufzeigt, bei der Bestimmung 
über die Bevorzugung ausländischer Ren­
ten und Pensionen geben. Sie bezeichnet 
zwar die vorgebrachten Argumente als 
zutreffend, doch sind sie nach ihrer Auf­
fassung nicht überzeugend genug, um 
eine Gesetzesänderung zu rechtfertigen. 
Ebenfalls nicht ändern möchte die Regie­
rung die Bestimmung, wonach der Ver­
zicht auf «Einkünfte und Vermögenswer­
te zur Erwirkung von Ergänzungsleistun­
gen» als Einkommen angerechnet würde, 
obwohl in der Praxis der Beweis für das 
Erwirken von Ergänzungsleistungen 
kaum erbracht werden kann. Ausserdem 
lautet die schweizerische Bestimmung 
ebenso, wie das der FBP-Abgeordnete 
Heinz Ritter vorgeschlagen hatte. Die 
Regierung möchte dennoch nicht, «um 
Härtefälle zu vermeiden», auf diesen Zu­
satz verzichten. Nun wird sich der Land­
tag endgültig mit diesen Formulierungen 
zu befassen haben und seine Vorstellun­
gen durchzusetzen versuchen. 

WM-Spiele heute 
Letzte AchteKinakpiele 
Di 17.00 Spanien - Jugoslawien 

(in Verona) 
Di 21.00 England - Belgien 

(in Bologna) 

«Alpen-Initiative» 
Bern (AP) Die Eidgenössische Volks­

initiative «zum Schutze des Alpengebie­
tes vor dem Transitverkehr» ist mit 
107 570 gültigen Unterschriften zustande­
gekommen. Knapp 2000 der eingereich­
ten Unterschriften waren ungültig, teilt 
die Bundeskanzlei im Bundesblatt von 
heute Dienstag mit. 

A m  meisten Unterschriften unter dem 
Anfang Mai eingereichten Begehren 
stammen aus den Kantonen Zürich 
(25 077), Bern (17 665), Wallis (7867) 
und Basel-Stadt (7429). Die beiden Tran­
sitkantone Uri und Tessin steuerten 3560 
und 5488 Unterschriften bei. Die «Alpen-" 
Initiative» verlangt, dass die Transitstras­
sen im Alpenraum nicht mehr weiter aus­
gebaut werden und dass der Güterver- . 
kehr fast ausschliesslich über die Schiene 
abzuwickeln sei. 

Dollar gab nach 
Zürich (AP) Der amerikanische Dollar 

ist zum Wochenbeginn an den internatio­
nalen Devisenmärkten erneut zurückge­
stuft worden. Die Edelmetallpreise erhol­
ten sich im Vergleich zum Freitag leicht. 
Gegenüber wichtigen europäischen Wäh­
rungen machte der Schweizer Franken 
weiter an Boden gut. 

Für einen Dollar wurden im späten Ge­
schäft in Zürich 1,4042 (am Freitag abend 
1,4135) Franken bezahlt. 100 D-Mark 
verbesserten sich auf 84,00 (83;74) Fran­
ken. Das britische Pfund kostete am 
Abend noch 2,4310 (2,4438) Franken. 
100 französische Francs lagen zu 25,00 
(25,08) Franken am Markt, 1000 italieni­
sche Lire zu 1,146 (1,149) Franken. 100 
japanische Yen waren am späten Nach­
mittag 0,9037 (0,9134) Franken wert. 

Die Notierungen für Gold verbesserten 
sich in Zürich auf 353,5 (349) Dollar j e  
Feinunze beziehungsweise 16 025 
(15 875) Franken je  Kilogramm. Für die 
Silberunze wurden 4,84 (4,81) Dollar be­
zahlt, für den Kilogramm-Barren 222,5 
(219,5) Franken. 

Ems-Chemie-Konzern 
weiter auf Elfolgskurs 

(AP) Der Ems-Chemie-Konzern befin­
det sich weiter auf Erfolgskurs. Trotz der 
sich verschlechternden Inflations- und 
Zinsentwicklung wird für das laufende 
Geschäftsjahr ein um fünf Prozent höhe­
rer Umsatz und ein Cash-flow ^ o n  rund 
15 Prozent des Umsatzes erwartet, wie 
Konzernchef Christoph Blocher an der 
Bilanzpressekonferenz vom Mohtag in 
Zürich sagte. Erstmals in diesem Jahr 
sollen die Aktionäre anstelle der traditio­
nellen Dividenden Cash- oder Titel-Op-
tionen (Coto) im Wert von 100 Franken 
erhalten. ;5S4 •' 

Umsatz und Ergebnis vorübergehend 
beeinträchtigen wird laut Blocher die i n  
diesem Geschäftsjahr durchzuführende 
Umstrukturierung im SyntHesefaserbe? 
reich des1 Unternehmenszweigs Ems Che­
mie. * 


